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Prozessführungsverbote zur Verhinderung  
von sich widersprechenden Entscheiden

von lic. iur. Marco Stacher, Rechtsanwalt, LL.M., Zürich

I.	 Einleitung

1. Wenn zwischen zwei Rechtssubjekten eine Streitigkeit entsteht, können 
sie diese von einem Gericht beurteilen lassen. Denkbar ist, dass die Parteien 
dann aus prozesstaktischen Gründen bei verschiedenen Gerichten iden-
tische oder konnexe Klagen erheben.1 Mit einem solchen Vorgehen sind 
Nachteile verbunden: (i) Zunächst verursacht die parallele Hängigkeit meh-
rerer Klagen zusätzliche Kosten. Dies gilt zum einen für die Streitparteien 
selbst, die sich in mehreren Verfahren vertreten lassen müssen. Zum ande-
ren führt dies – bei einer umfassenden Betrachtung – aber auch dazu, dass 
die Ressourcen der Justizapparate stärker in Anspruch genommen werden, 
als wenn nur ein Verfahren anhängig gemacht würde. (ii) Neben dem Kos-
tenfaktor ist die Gefahr von sich widersprechenden Entscheiden ein Nach-
teil von Parallelverfahren: Eine solche Gefahr besteht vor allem dann, wenn 
die involvierten Gerichte die Folgen der parallelen Rechtshängigkeit nicht 
nach denselben Massstäben beurteilen. Dies kann insbesondere in interna-
tionalen Konstellationen der Fall sein. Beispielsweise ist es ausserhalb des 
Anwendungsbereichs des Lugano Übereinkommens2 denkbar, dass in der-
selben Sache zwischen denselben Parteien zwei Urteile ergehen; Art. 9 IPRG 
verhindert dies nur für diejenigen Fälle, in welchen die Klage zuerst beim 
ausländischen Gericht eingeleitet wurde und dieses nach schweizerischen 
Auffassung indirekt zuständig ist.3 Andernfalls existieren – wenn auch nicht 
für die schweizerische Rechtsordnung,4 sondern nur auf einer internationa-
len Ebene – zwei Entscheide, welche sich widersprechen können.5 De facto 
führt dann erst das Vollstreckungsverfahren zu einer endgültigen Klärung 
der Frage, welche Partei in welchem Umfang obsiegt.

2. Gerichte aus dem angloamerikanischen Rechtsraum verfügen über ein wirk-
sames Mittel, um diese Nachteile von Parallelverfahren6 zu verhindern: Unter 
bestimmten Voraussetzungen können sie Prozessführungsverbote erlassen 
(sog. Antisuit Injunctions7), d.h. der Klägerin verbieten, eine Klage vor einem 
anderen Gericht («Zielgericht») zu erheben oder fortzuführen.8 Je nachdem, 
ob sich das Zielgericht im Inland oder im Ausland befindet, kann man dabei 
von «internen» resp. «transnationalen» Prozessführungsverboten sprechen.

3. Die Beachtung von beiden Arten von Prozessführungsverboten wird 
dadurch sichergestellt, dass der Klägerin für den Widerhandlungsfall sog. 
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Contempt-of-Court Measures9 angedroht werden. Wegen der Schärfe dieser 
Massnahmen hat die Klägerin in der Regel keine andere Wahl, als sich dem 
Prozessführungsverbot zu unterziehen; insbesondere dann, wenn sie in 
der Rechtsordnung, in welcher das Prozessführungsverbot ausgesprochen 
wird, über Substrat verfügt, gegen welches die Contempt-of-Court Measures 
vollstreckt werden können. Wenn die Klägerin rechtzeitig davon Kenntnis 
erhält, dass gegen sie ein Prozessführungsverbot erlassen werden soll, kann 
sie immerhin das Zielgericht darum ersuchen, ein Wider-Prozessführungs-
verbot zu erlassen (sog. Anti-Antisuit Injunction).10 Wenn diesem Gesuch 
stattgegeben wird, wird beiden Parteien der Zugang zu dem von ihnen an-
gerufenen Gericht abgeschnitten.

4. Die Vorteile von Prozessführungsverboten liegen auf der Hand: Sie för-
dern die Prozessökonomie dadurch, dass nur ein, und nicht zwei Verfahren 
durchgeführt werden,11 und verhindern, dass die parallele Hängigkeit von 
identischen oder konnexen Klagen zu sich widersprechenden Entscheiden 
führt. Diesen Vorteilen steht die Problematik gegenüber, dass diese Wirkung 
mittelbar – über das Einwirken auf die Klägerin – durch eine Einschrän-
kung der Rechtsprechungsfunktion des Zielgerichtes erreicht wird: Indem 
die Klägerin gezwungen wird, ihre Klage zurückzuziehen oder zumindest 
das Verfahren zu sistieren, wird verhindert, dass das Zielgericht die bei ihm 
anhängig gemachten Begehren beurteilen kann. Prozessführungsverbote 
haben deshalb einen Einfluss darauf, in welchem Forum eine Streitigkeit 
verhandelt wird. Von ihrer Wirkung her sind die Normen, welche regeln, 
unter welchen Voraussetzungen ein Prozessführungsverbot ausgesprochen 
werden kann, deshalb dem Zuständigkeitsrecht zuzuordnen.12

5. Unterschwellig drückt ein Prozessführungsverbot Misstrauen gegenüber 
dem Zielgericht und der Rechtsordnung aus, welche dieses vertritt: Das Ge-
richt, welches das Prozessführungsverbot erlässt («Massnahmengericht»), 
illustriert seine Bedenken, (i) dass das Zielgericht die Zuständigkeitsfra-
ge «richtig» entscheidet oder (ii) dass sich das Zielgericht in einer Strei-
tigkeit adäquat verhält, in welche beide Fora involviert sind; es befürchtet 
beispielsweise, dass die Gesuchstellerin im Verfahren vor dem Zielgericht 
benachteiligt wird.13 Der Erlass eines Prozessführungsverbotes verhindert 
dann zwar, dass sich diese Befürchtungen verwirklichen; das Massnahmen-
gericht erkauft sich diese Gewissheit jedoch um dem Preis der mittelbaren 
Einflussnahme auf das Zielgericht und damit mit dem Risiko der Störung 
der Beziehungen zwischen den beiden Rechtsordnungen.14

6. Der Zweck dieses Aufsatzes besteht nun darin zu analysieren, ob auch 
Schweizer Gerichte interne und/oder transnationale Prozessführungsver-
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bote aussprechen können und, falls nicht, ob es de lege ferenda wünschens-
wert ist, ihnen diese Befugnis einzuräumen. Weil das Rechtsinstitut des Pro-
zessführungsverbotes in der Schweizer Literatur und Rechtsprechung nur 
vereinzelt15 behandelt worden ist,16 wird es zu diesem Zweck zunächst am 
Beispiel der amerikanischen17 Rechtsordnung18 dargestellt. Im folgenden 
Kapitel wird deshalb aufgezeigt, weshalb und unter welchen Vorausset-
zungen amerikanische Gerichte Prozesse verbieten. Daran anschliessend 
wird untersucht, ob sich die amerikanische Lösung in die Schweizer Rechts-
ordnung integrieren lässt.

II. 	 Amerikanische Rechtsordnung

A. 	 Herkunft des Rechtsinstituts

7. Die Wurzeln des Rechtsinstitutes liegen in England, wo es zunächst ver-
wendet wurde, um die Zuständigkeiten innerhalb des englischen Hoheits-
gebietes zu ordnen: In einem ersten Schritt verboten die Common Law 
Courts Verbote die Führung von Prozessen vor geistlichen Gerichten, um 
deren zunehmenden Einfluss entgegenzutreten.19 In einem zweiten Schritt 
verbot der Court of Chancery die Einleitung von Klagen vor Common Law 
Courts, die nach dem Buchstaben des Gesetzes zwar zulässig waren, aber als 
unbillig20 betrachtet wurden.21

8. Erst später wurden Verfahren vor nicht-englischen Gerichten verboten; 
betroffen waren zunächst andere Gerichte innerhalb Grossbritanniens, 
dann diejenigen des Common Wealth und schliesslich alle Gerichte welt-
weit.22 Auch in den USA entwickelten sich die Prozessführungsverbote von 
einem Rechtsinstitut, dessen Anwendungsbereich von nationalen auf inter-
nationale Konstellationen ausgeweitet wurde.23

B. 	 Erlass von Prozessführungsverboten

a) 	 Zuständigkeit zum Erlass von Prozessführungsverboten

9. Ein amerikanisches Gericht kann nur dann ein Prozessführungsverbot ver-
hängen, wenn es dafür zuständig ist, das Verhalten der Klägerin zu regeln. Das 
Gericht muss, in amerikanischer Terminologie, Personal Jurisdiction über die 
Klägerin haben.24 Dies ist der Fall, sobald die Klägerin über bestimmte mini-
male Kontakte zum Forum verfügt, beispielsweise dort Geschäfte tätigt.25 

b) Voraussetzungen für den Erlass von Prozessführungsverboten

10. Falls die amerikanischen Gerichte Personal Jurisdiction über die Kläge-
rin haben, ist es für sie unstrittig, dass sie der Klägerin verbieten können, 



Marco Stacher 64z.z.z  2006

ein Verfahren vor einem anderen inländischen oder einem ausländischen 
Gericht zu führen.26 Die amerikanischen Gerichte verkennen jedoch nicht, 
(i) dass gerade transnationale Prozessführungsverbote – obwohl sie an die 
Klägerin adressiert sind – de facto die Rechtsprechungsfunktion des Zielge-
richts einschränken27 und (ii) dass transnationale Prozessführungsverbote 
deshalb dem Grundsatz widersprechen, dass ausländischen Rechtsord-
nungen gegenüber Rücksichtnahme (Comity) geboten ist.28

11. Die amerikanischen Gerichte tragen dieser Problematik dadurch Rech-
nung, dass sie transnationale Prozessführungsverbote nur dann ausspre-
chen, wenn das Interesse an der Streitentscheidung durch die zuständige 
Instanz – d.h. in der Regel durch sie selbst – in ihren Augen ein solches 
Ausmass annimmt, dass Comity-Überlegungen als zweitrangig erscheinen. 
Wann dieses Ausmass erreicht ist, ist freilich umstritten: Übereinstimmung 
herrscht insoweit, als ein Prozessführungsverbot nur für zulässig erachtet 
wird, wenn das ausländische Gericht dieselbe Streitigkeit zwischen densel-
ben Parteien29 beurteilt30 und Billigkeitsüberlegungen31 ein Verbot erfordern. 
Was letztere anbelangt, kann ein ausländisches Verfahren unter dem sog. 
Restrictive Approach nur verboten werden, (i) wenn das Verfahren zu einem 
Verstoss gegen eine amerikanische Public Policy führen kann, (ii) wenn es 
die Fähigkeit des amerikanischen Gerichtes beeinträchtigt, ein Urteil in der 
fraglichen Sache zu sprechen32 oder (iii) wenn das Prozessführungsverbot 
zum Schutz eines amerikanischen Urteils notwendig ist.33, 34, 35 Gemäss dem 
sog. Liberal Approach genügt es demgegenüber, dass das ausländische Ver-
fahren zusätzliche Kosten verursacht, zu Verzögerungen führt oder unge-
bührlich lästig ist.36 Unter dem liberalen Ansatz sind transnationale Pro-
zessführungsverbote deshalb oftmals zulässig: Dass ein Parallelverfahren 
vor einem ausländischen Gericht zumindest zusätzliche Kosten verursacht, 
ist die Regel, nicht die Ausnahme. Der liberale Ansatz ist deshalb nur schwer 
mit dem Grundsatz vereinbar – auf welchen auch diejenigen Gerichten ver-
weisen, welche ihm folgen – dass Prozessführungsverbote nur mit Zurück-
haltung und nur in klaren Fällen erlassen werden sollen.37 Der restriktive 
Ansatz mit seinen einschränkenderen Kriterien wird dieser Vorgabe besser 
gerecht.

12. Unabhängig davon, welchen Ansatz man vorzieht, bleibt festzuhalten, 
dass die amerikanischen Gericht die Frage, ob ein ausländisches Gerichts-
verfahren zu untersagen ist, ausschliesslich nach amerikanischen Massstä-
ben prüfen: Genauso wie sich die grundsätzliche Zulässigkeit von Prozess-
führungsverboten aus dem amerikanischen Recht ergibt, wird auch nach 
dessen Vorgaben geprüft, ob das Gebot der Rücksichtnahme gegenüber 
ausländischen Staaten eingehalten ist.38 Dass ausländische Verfahren nur 
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unter bestimmten Voraussetzungen verboten werden, wird denn auch als 
Selbstbeschränkung und nicht als eine Vorgabe des Völkerrechts verstan-
den.39

13. Ob transnationale Prozessführungsverbote erlassen werden soll, beurtei-
len die amerikanischen Gerichte deshalb allein nach amerikanischem Recht; 
obwohl die Gerichtspraxis deren Zulässigkeit dabei einzig aufgrund des 
Gebot der Rücksichtnahme einschränkt, enthält das amerikanische Recht 
Regeln, die es gerade unter dem restriktiven Ansatz erlauben würden, den 
Erlass von Prozessführungsverboten zurückhaltender zu handhaben: Pro-
zessführungsverbote (Antisuit «Injunctions») sind letztlich nichts anderes 
als eine Unterart des Injunctive Relief,40 mit welchem (i) ein Rechtssubjekt 
vor einem künftigen oder gegenwärtigen unzulässigen Verhalten geschützt 
wird oder mit welchem (ii) die Folgen eines früheren unzulässigen Verhal-
tens ausgeglichen werden.41 Massnahmen, welche zum Injunctive Relief zäh-
len, können deshalb nur erlassen werden, wenn die Interessen einer Partei 
dies erfordern.42 Gerade der restriktive Ansatz bezieht diese Voraussetzung 
nicht ein: Die von ihm verwendeten Kriterien (Public Policy und Schutz der 
inländischen Gerichtsbarkeit) befassen sich mit den Interessen der inlän-
dischen Rechtsordnung und nicht mit den Interessen der Gesuchstellerin. 
Dies spricht dafür, den Comity-Test durch denjenigen Test zu ergänzen, 
der jeweils vorgenommen wird, wenn der Erlass von anderen Formen des 
Injunctive Relief geprüft wird. Erforderlich wäre dann insbesondere, dass 
die Massnahme zum Schutz der Interessen der Gesuchstellerin erforderlich 
ist.43 Prozessführungsverbote dürften dann nur erlassen werden, (i) wenn 
die Gesuchstellerin die Unzuständigkeit des Zielgerichtes vor diesem gel-
tend gemacht hat und (ii) nachdem das Zielgericht diese Einrede verworfen 
hat.44, 45

III.	 Schweizerische Rechtsordnung

A.	 Prozesse ohne Auslandsbezug

a)	 Identische Klagen

14. Der Entwurf der Bundeszivilprozessordnung46 enthält ebenso wenig wie 
die kantonalen Zivilprozessordnungen und das Gerichtsstandsgesetz47 Be-
stimmungen, die sich mit Prozessführungsverboten befassen. Der Wortlaut 
dieser Kodifikationen lässt deshalb keinen Schluss darauf zu, ob Schweizer 
Gerichte Prozessführungsverbote aussprechen dürfen. Mittelbar lässt sich 
ihnen jedoch entnehmen, dass ein Schweizer Gericht einer Partei nicht ver-
bieten kann, ein Parallelverfahren vor einem anderen Schweizer Gericht 
einzuleiten oder fortzuführen.
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15. Dieser Schluss ergibt sich daraus, dass Art. 35 und 36 GestG48 explizit 
regeln, wie sich ein Gericht zu verhalten hat, wenn bei ihm eine Klage er-
hoben wird, welche mit einer bereits vor einem anderen Schweizer Gericht 
hängigen Klage identisch ist oder mit dieser in Zusammenhang steht: Wenn 
beide Klagen identisch sind, hat das später angerufene Gericht («Zweitge-
richt») gemäss Art. 35 GestG das vor ihm hängige Verfahren zu sistieren, 
respektive durch Nichteintreten zu beenden, wenn das zuerst angerufene 
Gericht («Erstgericht») seine Zuständigkeit bejaht. Und daraus, dass dieses 
Vorgehen von Amtes wegen erfolgen muss,49 lässt sich nur folgern, dass das 
Zweitgericht in einer solchen Konstellation keine andere Option hat, als 
den von Art. 35 GestG vorgezeichneten Weg zu beschreiten. Es darf keine 
Prozessführungsverbote aussprechen.50

16. Dass das Erstgericht seinerseits das Verfahren vor dem Zweitgericht 
nicht verbieten darf, lässt sich nicht unmittelbar aus Art. 35 GestG ableiten; 
die Bestimmung befasst sich nicht damit, wie sich das Erstgericht verhalten 
soll, wenn das Zweitgericht die frühere Rechtshängigkeit missachtet. Aus 
dieser Regelungslücke lässt sich jedoch immerhin ableiten, dass der Gesetz-
geber eine Missachtung der früheren Rechtshängigkeit nicht als ernsthafte 
Gefahr betrachtete, sondern davon ausging, dass ein Schweizer Zweitge-
richt die Vorgaben von Art. 35 GestG respektiert. Mit diesem Grundver-
ständnis des Gesetzgebers – dass der Prozessführung des Zweitgerichtes zu 
vertrauen ist – ist der Erlass von Prozessführungsverboten nicht vereinbar, 
mit welchem Misstrauen gegenüber dem Zielgericht ausgedrückt wird.51 Da
rüber hinaus lässt sich die Unzulässigkeit von Prozessführungsverboten aus 
Art. 122 Abs. 3 BV ableiten: Gemäss dieser Bestimmung sind rechtskräftige 
Zivilurteile in der ganzen Schweiz vollstreckbar. Dies sind sie auch dann, 
wenn das Urteil die materielle Rechtskraft eines früheren Urteils verletzt 
oder die Rechtshängigkeit eines früheren Verfahrens nicht beachtet; die be-
troffene Partei kann die Vollstreckung eines solchen Urteils nur verhindern, 
indem sie gegen das Urteil selbst die ihr zur Verfügung stehenden Rechts-
mittel ergreift.52 Wenn nun aber die Vollstreckung eines solchen Urteils nur 
durch ein Vorgehen im Zweitforum verhindert werden kann, geht es nicht 
an, dass das Erstgericht den Erlass eines solchen Urteils verhindert.53, 54

b)	 Konnexe Klagen

17. Wenn die vor beiden Gerichten erhobenen Klagen zwar nicht identisch 
sind, aber immerhin in Zusammenhang stehen, stellt Art. 36 GestG55 ein 
System zur Verfügung, mit welchem der Erlass von sich widersprechenden 
Entscheiden verhindert werden kann;56 Art. 36 GestG zeichnet dem Zweit-
gericht zu diesen Zweck verschiedene Vorgehensweisen vor. Für das Zweit-
gericht sind Prozessführungsverbote deshalb nicht erforderlich, um sich 



Prozessführungsverbote 67z.z.z  2006

widersprechende Entscheide auszuschliessen. Und daraus, dass die Auf-
zählung dieser Vorgehensweisen als abschliessend verstanden wird,57 lässt 
sich nur schliessen, dass Prozessführungsverbote – als weitere Vorgehens-
weise – unzulässig sind. A maiore minus folgt dies zudem daraus, dass das 
Zweitgericht nicht einmal bei identischen Klagen Prozessführungsverbote 
aussprechen darf, d.h. in einer Konstellation, in welcher der Zusammen-
hang zwischen den verschiedenen Klagen enger ist als bei konnexen Klagen 
und in welcher deshalb auch die Gefahr grösser ist, dass sich die Entscheide 
widersprechen.

18. Dem Erstgericht seinerseits ist der Erlass eines Prozessführungsverbotes 
verwehrt, weil Art. 36 GestG dem Zweitgericht die Befugnis zuspricht, das 
vor ihm hängige Verfahren trotz des Sachzusammenhangs zwischen den 
beiden Klagen fortzuführen.58 Ein Prozessführungsverbot würde die Aus
übung dieser gesetzlich vorgegebenen Kompetenz des Zweitgerichtes be-
hindern und muss deshalb unterbleiben.

c)	 Präventive Prozessführungsverbote

19. Bis jetzt wurde untersucht, ob einer Klägerin untersagt werden kann, 
einen Prozess fortzuführen; im Unterschied zu diesen Konstellationen kann 
ein Gericht, welches auf ein entsprechendes Gesuch hin prüfen muss, ob 
der Klägerin bereits die Einleitung eines Verfahrens untersagt werden soll, 
nicht auf eine Norm des Gerichtsstandsgesetzes Rückgriff nehmen. Das 
Gerichtsstandsgesetz enthält keine Norm, welche sich damit befasst, wie 
sich ein Gericht gegenüber einer Klage verhalten soll, die möglicherwei-
se zu einem späteren Zeitpunkt vor einem anderen Gericht erhoben wird. 
Dies ist jedoch auch nicht erforderlich: Wenn das Gesuch, es sei ein Prozess-
führungsverbot zu erlassen, mit der Gefahr einer späteren Klage begründet 
wird, ist zu bedenken, dass das Gerichtsstandsgesetz in Art. 35 und 36 regelt 
wie vorzugehen ist, wenn eine solche Klage nicht nur spekulativ, sondern 
tatsächlich zu einem Problem wird. Um die Nachteile von Parallelverfahren 
zu verhindern, ist es deshalb nicht erforderlich, ein Prozessführungsverbot 
auszusprechen; es fehlt in diesen Konstellationen das rechtsgenügliche In-
teresse am Erlass eines Prozessführungsverbotes.

20. Zudem würde ein Prozessführungsverbot verhindern, dass das Zielge-
richt über seine eigene Zuständigkeit entscheidet; dies widerspräche dem 
Grundsatz, dass ein Gericht auch dann dafür zuständig ist, diesen Entscheid 
zu treffen, wenn es in der Sache selbst unzuständig ist.59, 60, 61 Und dieser 
Grundsatz gilt unabhängig davon, ob damit zu rechnen ist, dass vor dem 
Massnahmengericht und dem Zielgericht identische oder konnexe Klagen 
zur Beurteilung gebracht werden. Prozessführungsverbote sind deshalb auf 
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der nationalen Ebene nicht nur in diesen Konstellationen, sondern generell 
unzulässig.

d)	 Ergebnis

21. De lege lata dürfen Schweizer Gerichte in Fällen ohne Auslandsbezug 
keine Prozessführungsverbote verhängen; sie dürfen der Gesuchsgegnerin 
weder die Einleitung noch die Fortführung eines Prozesses vor einem ande-
ren Schweizer Gericht untersagen.

22. De lege ferenda besteht kein Grund, den Gerichten diese Kompetenz ein-
zuräumen: Das gesetzte Recht stellt sicher, dass sich die Gefahren nicht rea
lisieren, welche gemeinhin mit Parallelverfahren assoziiert werden: Indem 
Art. 35 und 36 GestG vorsehen, dass Parallelverfahren in einem Forum kon-
zentriert werden, bzw. konzentriert werden können, verhindern sie, dass 
sich widersprechende Entscheide getroffen werden und dass die Ressourcen 
des Justizapparates übermässig in Anspruch genommen werden. Weder das 
Erst- noch das Zweitgericht benötigen dazu Prozessführungsverbote.

B.	 Prozesse mit Auslandsbezug

a)	 Einleitung

23. Ob ein inländisches Gericht einer Partei untersagen kann, ein Verfahren 
vor einem anderen inländischen Gericht zu führen, ist durch Gesetzesaus-
legung zu bestimmen. Eine entsprechende Ermächtigung wäre unbedenk-
lich, da sich beide betroffenen Gerichte im gleichen Hoheitsgebiet befinden; 
letztlich ist es dem Gesetzgeber überlassen zu entscheiden, wie Verfahren in 
seinem Hoheitsgebiet geordnet werden.62

24. Wenn sich das Zielgericht im Ausland befindet, erhalten Prozessfüh-
rungsverbote eine zusätzliche Dimension: Sie wirken sich in einem Gebiet 
aus, für welches der inländische Gesetzgeber nicht über die Gesetzgebungs-
hoheit verfügt. Einerseits spricht dies prima facie gegen die Zulässigkeit 
von transnationalen Prozessführungsverboten. Andererseits ist es auf einer 
internationalen Ebene nicht möglich, sich widersprechende Urteile alleine 
dadurch zu verhindern, dass die Prozessführung der inländischen Gerichte 
geregelt wird; um dies zu erreichen, wäre es erforderlich, in einem Staats-
vertrag Regeln zur Handhabung von identischen und konnexen Klagen 
zu erlassen. Ohne solche Regeln muss man die Existenz von Entscheiden, 
die sich auf einer internationalen Ebene widersprechen, entweder in Kauf 
nehmen oder durch Prozessführungsverbote verhindern. Bei Prozessen mit 
Auslandsbezug kann demnach – im Unterschied zu Prozessen ohne Aus-
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landsbezug – 63 ein Bedürfnis nach dem Erlass von Prozessführungsverbo-
ten bestehen.

b)	 Anwendungsbereich des Lugano Übereinkommens

aa)	 Einleitung
25. Mit dem Abschluss des Lugano Übereinkommens wurde unter den Mit-
gliedstaaten ein einheitlicher Rechtsraum für die Zuständigkeit in Zivil- und 
Handelssachen geschaffen. Das Übereinkommen enthält dabei insbesonde-
re Bestimmungen, welche (i) sich mit dem Vorgehen bei Rechtshängigkeit 
einer identischen oder konnexen Klage befassen sowie (ii) die grundsätz-
liche Verbindlichkeit eines Urteils eines Konventionsgerichtes für die ande-
ren Vertragsstaaten statuieren.64 Für die hier zu untersuchende Frage lassen 
sich die rechtlichen Rahmenbedingungen deshalb mit denjenigen verglei-
chen, welche bei Sachverhalten ohne Auslandsbezug zur Anwendung gelan-
gen. Die Ausführungen in N 14–20 haben deshalb weitestgehend65 auch in 
der unter diesem Titel interessierenden Konstellation Gültigkeit.

bb)	 Rechtsprechung des EuGH
26. Der EuGH hat sich in Turner mit der Frage auseinander gesetzt, ob Pro-
zessführungsverbote mit dem Brüsseler Übereinkommen vereinbar sind.66 
Dem Urteil lag folgender Sachverhalt zugrunde: Der Kläger war für die Be-
klagte in Spanien tätig gewesen. Nach seiner Entlassung machte er arbeits-
rechtliche Ansprüche in England geltend, wo die Beklagte domiziliert war. 
Als Reaktion darauf leitete die Beklagte ein Verfahren in Spanien ein, in 
welchem sie den Ersatz des Schadens forderte, der ihr behauptetermassen 
durch das berufliche Fehlverhalten des Klägers entstanden war. Das eng-
lische Gericht beurteilte die Klageeinleitung vor dem spanischen Gericht 
als Verstoss gegen Treu und Glauben, da sie einzig und allein bezwecke, den 
Kläger von der Verfolgung seiner Ansprüche abzuhalten. Es untersagte der 
Beklagten deshalb, das spanische Verfahren weiterzuverfolgen.

27. Der EuGH hielt dem Vorgehen des englischen Gerichtes entgegen, dass 
das Prozessführungsverbot einen Eingriff in die Zuständigkeit des spa-
nischen Gerichts darstelle, welche durch das Brüsseler Übereinkommen be-
gründet werde, und dass das Prozessführungsverbot deshalb gegen das vom 
Brüsseler Übereinkommen vorgesehene Zuständigkeitssystem verstosse.67

28. Des weiteren obliege es dem angerufenen Gericht, seine eigene Zustän-
digkeit zu prüfen; die übrigen Gerichte müssten darauf vertrauen, dass das 
angerufene Gericht dies unter Beachtung des Brüsseler Übereinkommens, 
insbesondere auch der Bestimmungen über identische und konnexe Kla-
gen, tue.68 Alles andere sei mit dem gegenseitigen Vertrauen in die Justiz 
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der Konventionsstaaten unvereinbar, auf welchem das Übereinkommen be-
ruhe und welches die Konventionsstaaten mit der Ratifizierung des Über-
einkommens zum Ausdruck gebracht hätten.69 Prozessführungsverbote 
verstossen demnach nach der Auffassung des EuGH sowohl gegen diesen 
Vertrauensgrundsatz als auch gegen das Zuständigkeitssystem des Brüsseler 
Übereinkommens.

29. Neben dem Ergebnis ist an diesem Entscheid dreierlei bemerkenswert: 
(i) Der EuGH hat die Unzulässigkeit von Prozessführungsverboten nicht 
mit den Bestimmungen über identische bzw. konnexe Klagen begründet.70 
Der Entscheid hat deshalb insoweit eine umfassende Bedeutung, als er 
Prozessführungsverbote nicht nur dann für unzulässig erklärt, wenn vor 
dem Massnahmengericht eine identische oder konnexe Klage anhängig ge-
macht wird, sondern auch dann, wenn von diesem Gericht nur ein Verbot, 
aber kein Sachentscheid begehrt wird. (ii) Indem der EuGH Prozessfüh-
rungsverbote auch aus dem Grund für unzulässig erklärt hat, dass sie ei-
nen Eingriff in die Zuständigkeit des verbotenen Gerichtes darstellen, hat 
er implizit die im angloamerikanischen Rechtsraum vertretene Auffassung 
zurückgewiesen, dass Prozessführungsverbote unbedenklich sind, weil sie 
sich an eine Partei und nicht an das Zielgericht richten. Der EuGH hat seine 
Analyse mit anderen Worten nicht auf rein formelle Gesichtspunkte be-
schränkt, sondern die tatsächlichen Auswirkungen von Prozessführungs-
verboten mitberücksichtigt. (iii) Der EuGH hat explizit festgehalten, dass 
Prozessführungsverbote selbst dann unzulässig sind, wenn mit ihrem Erlass 
ein Verfahrensmissbrauch verhindert werden soll;71 es obliege jedem Kon-
ventionsgericht, die Treuwidrigkeit eines vor ihm erfolgten Verhaltens zu 
beurteilen; dies mit einem Prozessführungsverbot zu verhindern, verstosse 
gegen den im Brüsseler Übereinkommen enthaltenen Vertrauensgrundsatz, 
weil dem Zielgericht damit implizit vorgeworfen werde, einem Missbrauch 
nicht adäquat zu begegnen.

30. Aus Turner ergibt sich auch für das Lugano Übereinkommen als 
Parallelübereinkommen des Brüsseler Übereinkommens, dass Prozessfüh-
rungsverbote unzulässig sind, wenn die Zuständigkeit des Zielgerichtes auf 
den Bestimmungen des Lugano Übereinkommens beruht.72 Dies gilt selbst 
dann, wenn sich das Massnahmengericht aufgrund einer Gerichtsstands-
vereinbarung als ausschliesslich zuständig erachtet.73 Ein Prozessführungs-
verbot verstiesse auch in dieser Konstellation gegen den Grundsatz, dass ein 
angerufenes Gericht dafür zuständig ist, über seine eigene Zuständigkeit zu 
entscheiden; das Gericht, dessen Zuständigkeit vereinbart wurde, muss dar-
auf vertrauen, dass das angerufene Gericht die Vereinbarung respektiert.
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c)	 Übrige Fälle mit Auslandsbezug

aa)	 Einleitung
31. Im Anwendungsbereich des Lugano Übereinkommens ist es einem 
Schweizer Gericht demnach verwehrt, ein Verfahren vor einem Konven-
tionsgericht zu verbieten. Da das Lugano Übereinkommen einen einheit-
lichen Rechtsraum schafft, ist dies gerade bei identischen Klagen auch nicht 
erforderlich, um sich widersprechende Entscheide zu verhindern: Die invol-
vierten Gerichte wenden dieselben Bestimmungen zur Beantwortung der 
Frage an, wie in einem solchen Fall vorzugehen ist;74 dies im Unterschied 
zum Verhältnis zu Nicht-Konventionsgerichten: Das IPRG enthält nur Vor-
gaben an Schweizer Gerichte; es ergibt sich aus der Natur der Sache, dass 
der Bundesgesetzgeber das Verfahren vor ausländischen Gerichten nicht 
hoheitlich regeln kann. Daraus folgt, dass die involvierten inländischen und 
ausländischen Gerichten dasselbe Rechtsproblem unterschiedlich lösen 
können: Wenn beispielsweise Art. 9 IPRG bestimmt, dass ein Schweizer Ge-
richt eine Klage nicht beurteilen darf, wenn eine identische Klage prioritär 
vor einem ausländischen Gericht erhoben wurde, hat die Schweizer Rechts-
ordnung keine Gewähr dafür, dass sich die ausländische Rechtsordnung, zu 
deren Gunsten sie gemäss Art. 9 IPRG zurücktritt, in einem umgekehrten 
Fall analog verhält. Dass die Bestimmungen zur Rechtshängigkeit nicht wie 
im Verhältnis zu den Konventionsstaaten des Lugano Übereinkommens 
vereinheitlicht sind, verstärkt mit anderen Worten die Gefahr von sich wi-
dersprechenden Entscheiden.

32. Im Anwendungsbereich des IPRG lässt sich deshalb nicht verhindern, 
dass auf internationaler Ebene Entscheide existieren, die sich widerspre-
chen. Daraus ergibt sich die ganz grundsätzliche Frage, welche es zu beant-
worten gilt, wenn man die Zulässigkeit bzw. die Notwendigkeit von Pro-
zessführungsverboten prüft –, nämlich ob das IPRG sich widersprechende 
Entscheide auf internationaler oder auf nationaler Ebene verhindern will. 
Dass zumindest letzteres das Ziel sein muss, ergibt sich daraus, dass die 
Existenz von sich widersprechenden Urteilen innerhalb der schweizerischen 
Rechtsordnung deren ordre public verletzt.75 

33. Zunächst ist jedoch auf einen weiteren Punkt einzugehen: Wie bereits 
ausgeführt, beeinträchtigen transnationale Prozessführungsverbote die 
Rechtsprechungsfunktion des ausländischen Zielgerichtes;76 sie blockieren 
ein ausländisches Gerichtsverfahren dadurch, dass sie den Rückzug der Kla-
ge oder das Stellen eines Antrags auf Sistierung des Verfahrens erzwingen.77 
Es stellt sich deshalb die Frage, ob transnationale Prozessführungsverbote 
in unzulässiger Weise in die Souveränität des ausländischen Staates eingrei-
fen und somit völkerrechtswidrig sind. Diesfalls wäre ihre Zulässigkeit ohne 
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weiteres auszuschliessen und die Beantwortung der in N 32 aufgeworfenen 
Frage erübrigte sich.

bb)	 Völkerrecht
34. Ein Blick auf andere Konstellationen zeigt jedoch, dass die beabsichtigte 
Einflussnahme auf ein Verhalten auf einem fremden Hoheitsgebiet für sich 
alleine nicht völkerrechtswidrig ist. So wird ein inländisches Urteil, mit wel-
chem ein bestimmtes Handeln im Ausland erzwungen werden soll, nicht 
als Verstoss gegen die territoriale Hoheit des ausländischen Staates betrach-
tet.78 Zu prüfen bleibt deshalb nur, ob die Tatsache, dass das Objekt der Ein-
flussnahme ein ausländisches Gerichtsverfahren ist, einen Verstoss gegen 
das völkerrechtliche Interventionsprinzip darstellt.

35. Verschiedene Aspekte dieses Prinzips sind eine «area of uncertainty»,79 
was eine Beantwortung der in N 34 aufgeworfenen Frage erschwert. Einig-
keit besteht immerhin darin, dass eine verbotene Intervention nur dann 
vorliegt, wenn sich ein Staat in einen Bereich (i) einmischt, (ii) für welchen 
der ausländische Staat ausschliesslich zuständig ist, und wenn (iii) die Ein-
mischung mit Zwang erfolgt.80 Prozessführungsverbote erfüllen die ersten 
beiden Voraussetzungen:81 Jeder Staat ist für die Rechtsprechung auf sei-
nem Hoheitsgebiet zuständig und Prozessführungsverbote beeinflussen sie, 
indem sie sie verhindern.

36. Zweifelhaft ist, ob Prozessführungsverbote auch die dritte Voraussetzung 
erfüllen; der Zwang wird nicht gegenüber dem ausländischen Staat, sondern 
gegenüber einer natürlichen oder juristischen Person ausgeübt. Aus diesem 
Grund werden Prozessführungsverbote zum Teil auch ausserhalb des anglo-
amerikanischen Rechtsraums als zulässig erachtet.82 Diese Betrachtung kon-
zentriert sich auf formelle Gesichtspunkte und berücksichtigt die Auswir-
kungen nicht, welche Prozessführungsverbote auf die Rechtsprechung des 
Zielgerichtes haben.83 Diese Auswirkungen sind zwar bloss eine mittelbare, 
sehr wohl aber eine reale Folge der Prozessführungsverbote und des Zwangs, 
welcher auf die Gesuchsgegnerin ausgeübt wird: Der Zwang gegenüber der 
Gesuchsgegnerin erübrigt den Zwang gegenüber dem Zielgericht. Die beab-
sichtigen84 Folgen eines Prozessführungsverbotes sind denn auch die glei-
chen wie diejenigen, welche eine klassische Intervention zeitigen würde: Die 
Rechtsprechung durch das Zielgericht wird unterbunden.

37. Diese Wirkung wird jedoch nicht durch eines der Mittel erreicht, welche 
als tatbestandsmässige Formen der Intervention betrachtet werden: Pro-
zessführungsverbote sind weder ein militärisches noch ein diplomatisches 
noch ein wirtschaftliches Zwangsmittel, welches sich – wie ein Embargo – 
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gegen eine ganze Volkswirtschaft richtet.85 Letztlich ist diese Besonderheit 
des Mittels jedoch eine Folge davon, dass der Zwang auf eine natürliche 
oder juristische Person ausgeübt wird, gegenüber welcher nicht die klas-
sischen Interventionsmittel, sondern die gezielte Drohung mit Haft oder 
Busse Erfolg versprechend ist. Wenn man die Meinung vertritt, dass auch 
ein bloss mittelbarer Zwang auf den ausländischen Staat den Tatbestand 
der völkerrechtswidrigen Intervention erfüllen kann, ist es deshalb nur 
konsequent, auch diese Form des Zwangs als tatbestandsmässig zu qualifi-
zieren. Die entscheidende Frage ist deshalb, ob mittelbarer Zwang, welcher 
dieselben Wirkungen wie unmittelbarer Zwang hat, für die Annahme einer 
völkerrechtswidrigen Intervention genügt.86 Die Ansicht, dass dem so sei, 
wird – zumindest implizit – von einem Teil der Lehre vertreten, welche die 
Rechtsfigur des Prozessführungsverbotes analysiert.87

38. Die Völkerrechtslehre, welche sich mit dem Interventionsverbot im 
generellen befasst, geht jedoch nicht auf diese Frage ein; von einem Kon-
sens mit dem Inhalt, dass bereits ein mittelbarer Zwang gegen das Interven
tionsverbot verstosse, kann deshalb nicht gesprochen werden.88 Andererseits 
lässt sich allein daraus, dass sich die Völkerrechtslehre nicht zu dieser Frage 
äussert, auch nicht positiv schliessen, dass eine bloss mittelbare Zwangs-
ausübung den Tatbestand des Interventionsverbotes nicht erfüllen kann. Es 
würde jedoch den Rahmen dieser Arbeit sprengen, diese völkerrechtliche 
Frage zu beantworten; an dieser Stelle sei deshalb lediglich vermerkt, dass 
ein Prozessführungsverbot, welches mit der Androhung von Contempt-of-
Court Measures verbunden wird, gleich wie eine unmittelbare Einflussnah-
me auf das ausländische Zielgericht einwirkt.

cc)	 Bundesgesetz über das Internationale Privatrecht
39. Das IPRG enthält keine Bestimmungen, welche sich explizit mit Prozess-
führungsverboten befassen. Immerhin lässt der Wortlaut von Art. 9 IPRG 
keinen anderen Schluss zu, als dass diese Bestimmung einen Auftrag an 
den Schweizer Richter enthält und diesem nicht bloss eine von mehreren 
Vorgehensweisen aufzeigt. Im Anwendungsbereich von Art. 9 IPRG sind 
Prozessführungsverbote deshalb unzulässig. Ausserhalb des Anwendungs-
bereichs von Art. 9 IPRG kann demgegenüber nicht unmittelbar aus dem 
Gesetzestext auf die Zulässigkeit oder die Unzulässigkeit von Prozessfüh-
rungsverboten geschlossen werden. Es zeigt sich hier die Schwierigkeit, ein 
Rechtsinstitut mit den Mitteln einer Rechtsordnung greifbar zu machen, in 
welcher das fragliche Rechtsinstitut ein Fremdkörper ist.

40. Immerhin lässt sich daraus, wie Art. 9 IPRG gewisse identische Klagen 
regelt, darauf schliessen, wie die von dieser Bestimmung nicht erfassten 
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Konstellationen zu behandeln sind: Zum einen beschränkt sich das IPRG 
in Art. 9 darauf, den Fortgang des inländischen Verfahrens zu regeln; die 
Bestimmung beschäftigt sich nicht mit dem ausländischen Verfahren. Und 
für den umgekehrten Fall, dass die Klage prioritär im Inland anhängig ge-
macht wurde, hält Art. 27 Abs. 2 lit. c IPRG bloss fest, dass das ausländische 
Urteil nicht anerkannt wird. Wie Art. 9 IPRG beschränkt sich diese Bestim-
mung darauf, die Wirkungen der Klageidentität insoweit zu definieren, als 
dies für die Kohärenz der schweizerischen Rechtsordnung erforderlich ist. 
Im Falle der Klageidentität sollen sich widersprechende Urteile deshalb nur 
auf nationaler, nicht auf internationaler Ebene verhindert werden. Transna
tionale Prozessführungsverbote schiessen deshalb über das vom IPRG ver-
folgte Ziel hinaus. Weil das IPRG deshalb die mit solchen Prozessführungs-
verboten verbundenen Nachteile89 nicht in Kauf nimmt, ist letztlich kein 
anderer Schluss möglich, als dass sie nicht mit dem IPRG vereinbar sind. 
Und wenn nicht einmal die Klageidentität, bei welcher die Gefahr von sich 
widersprechenden Urteilen am grössten ist, ein genügender Grund für ein 
Prozessführungsverbot ist, kann dies a maiore minus auch dann nicht der 
Fall sein, wenn die Klagen nur im Zusammenhang stehen oder wenn nur 
vor dem ausländischen Zielgericht Klage erhoben wurde. 

41. Dieser Schluss wird dadurch bestätigt, dass sich das IPRG nicht nur 
in Art. 9, sondern auch in den restlichen Bestimmungen nicht damit be-
fasst, wie das Handeln vor einem ausländischen Gericht ablaufen soll; das 
IPRG beschränkt sich vielmehr darauf, ob und wie die Folgen eines Han-
delns vor einem ausländischen Gericht, quasi als datum, für die Schweizer 
Rechtsordnung von Bedeutung sind. Aus alledem lässt sich nur ableiten, 
dass Prozessführungsverbote mit der Grundstruktur des IPRG unverein-
bar sind: Ausländische Entscheide, welche für die Schweizer Rechtsordnung 
keine Bedeutung haben sollen, werden nicht verhindert, sondern nicht an-
erkannt.

C.	 Einführung des Rechtsinstitutes de lege ferenda?

aa)	 Fehlendes Interesse am Erlass von Prozessführungsverboten
42. Das Bundesgericht beurteilt die Existenz von sich widersprechenden 
Entscheiden als Verstoss gegen den schweizerischen ordre public.90 Die Be-
stimmungen betreffend lis pendens, res iudicata sowie die Anerkennung 
und Vollstreckung ausländischer Entscheide reichen jedoch aus, um dies 
für den Fall der Klageidentität zu verhindern;91 dies gilt nicht nur im An-
wendungsbereich des Lugano Übereinkommens, für welchen im Verhältnis 
zu den Konventionsstaaten ein einheitlicher Rechtsraum besteht, sondern 
auch für die übrigen Fälle mit Auslandsbezug: Das Schweizer Verfahren 
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wird ausgesetzt, wenn im Ausland bereits eine identische Klage hängig ist; 
bzw. die Klage wird zurückgewiesen, wenn in derselben Sache bereits ein 
anerkennbares ausländisches Urteil vorliegt.92 Und wenn die Klage in der 
Schweiz prioritär rechtshängig war, wird ein ausländisches Urteil in dersel-
ben Sache nicht anerkannt.93

43. Das IPRG enthält keine explizite Regelung zum Vorgehen bei konnexen 
Klagen. Für die nationale Ebene sind seine Vorgaben jedoch ausreichend, 
um sich widersprechende Entscheide zu verhindern: Insoweit ein Entscheid, 
den ein ausländisches Gericht auf eine konnexe Klage hin gefällt hat, in der 
Schweiz anerkannt worden ist, ist er für die Schweizer Rechtsordnung ein 
datum; um einen Widerspruch zu verhindern, hat das Schweizer Gericht 
den Entscheid bei der Beurteilung der vor ihm hängigen Klage in diesem 
Umfang zu respektieren.94 Vice versa genügt es zur Vermeidung von Wi-
dersprüchen ein ausländisches Urteil nicht anzuerkennen, welches einem 
bereits gesprochenen Urteil eines Schweizer Gerichtes widerspricht.95

44. Ebenso wenig sind Prozessführungsverbote erforderlich, wenn nur im 
Ausland eine Klage eingereicht wurde: Das Urteil, welches auf diese Kla-
ge hin ergeht, ist nur unter gewissen Voraussetzungen anerkennbar. Wenn 
diese Voraussetzungen nicht erfüllt sind, kann der ausländische Entscheid 
für die Schweizer Rechtsordnung von vornherein keine Widersprüche 
auslösen. Wenn der künftige ausländische Entscheid andererseits in der 
Schweiz anerkannt werden kann, ist er – nach erfolgter Anerkennung – der 
Massstab, anhand dessen Widersprüche vermieden werden müssen.96

45. Prozessführungsverbote sind deshalb nur erforderlich, wenn die Schwei-
zer Rechtsordnung nicht nur für sich selbst, sondern auch auf internationa-
ler Ebene die Existenz von sich widersprechenden Entscheiden verhindern 
will. Worauf sich der Anspruch der Schweizer Rechtsordnung, auf inter-
nationaler Ebene «nach dem Rechten zu schauen» stützen soll, ist jedoch 
ebenso wenig ersichtlich wie ein Bedürfnis, das IPRG in dieser grundle-
genden Frage zu modifizieren.97

bb)	 Fehlende Verbundenheit mit der Schweizer Rechtsordnung
46. Gegen die Einführung dieses Rechtsinstitutes spricht des weiteren, dass 
es nur ein Aspekt der flexibleren Handhabung der Zuständigkeit im ame-
rikanischen Recht ist. Insbesondere existiert in dieser Rechtsordnung ein 
Gegenstück zu den Prozessführungsverboten: Die forum-non-conveniens 
Doktrin98 erlaubt es einem eigentlich zuständigen amerikanischen Gericht, 
seine Zuständigkeit abzulehnen, wenn die involvierten privaten und öffent-
lichen Interessen dafür sprechen, die Sache vor einem anderen Gericht zu 
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verhandeln.99 Die Kombination dieser beiden Rechtsinstitute, forum non 
conveniens und Prozessführungsverbot, erlaubt es den amerikanischen Ge-
richten, Parallelverfahren in dem Forum konzentrieren, welches sie für das 
richtige halten. Nur eines von beiden in die Schweizer Rechtsordnung ein-
zuführen, würde deshalb zuwenig weit greifen; ohne das passende Gegen-
stück würde es ein Fremdkörper bleiben.

47. Es würde jedoch auch wenig Sinn machen, beide Rechtsinstitute für die 
Schweizer Rechtsordnung zu übernehmen: Sie gehen insbesondere diesel-
ben Konstellationen an, welche bereits von den Bestimmungen betreffend 
lis pendens erfasst werden. Wenn man eine Regelungsredundanz vermeiden 
will, müsste deshalb das schweizerische Zuständigkeitsrecht bei einer Ein-
führung der beiden amerikanischen Rechtsinstitute angepasst werden.100 
Anderes gilt für das amerikanische Zuständigkeitsrecht: In Fällen mit Aus-
landsbezug ist die lis-pendens Doktrin grundsätzlich nicht anwendbar, wo-
durch eine Regelungsredundanz verhindert wird.101

48. Es zeigt sich, dass das Rechtsinstitut des Prozessführungsverbotes in die 
amerikanische Rechtsordnung integriert ist, währenddem seine Einführung 
in die Schweizer Rechtsordnung nicht nur Bestimmungen, welche es re-
geln, sondern auch andere Anpassungen im Zuständigkeitsrecht erfordern 
würden.102 Angesichts der Nachteile von Prozessführungsverboten103 ist dies 
nicht gerechtfertigt.

cc)	 Grundsätzliche Bedenken
49. Verschiedene Autoren sprechen sich nicht nur aus juristischen Gründen 
gegen Prozessführungsverbote aus: Ihr Erlass zwinge der Rechtsordnung, 
zu welcher der Zugang eingeschränkt werde, de facto die Werte der verbie-
tenden Rechtsordnung auf; dies könne zu Spannungen zwischen den in-
volvierten Rechtsordnungen führen und deren soziale und wirtschaftliche 
Entwicklung behindern.104 Der amerikanische Supreme Court scheint diese 
Bedenken – wenn auch nicht spezifisch für Prozessführungsverbote – zu 
teilen, wenn er festhält, dass «[t]he expansion of American business and in-
dustry will hardly be encouraged if, notwithstanding solemn contracts, we in-
sist on a parochial concept that all disputes must be resolved under our laws 
and in our courts».105

50. Inwieweit diese Bedenken berechtigt sind, wird sich empirisch nur 
schwer nachweisen lassen. Dass Prozessführungsverbote die Bereitschaft 
der verbotenen Rechtsordnung, mit der verbietenden Rechtsordnung zu 
kooperieren, nicht fördern, ist jedoch anzunehmen.106 Kommt hinzu, dass 
die Unterbindung eines Handelns im Ausland dem gesellschaftlichen Trend 



Prozessführungsverbote 77z.z.z  2006

zuwiderläuft, dass sich sowohl das Geschäfts- als auch das Privatleben in 
immer grösserem Masse nicht nur auf der nationalen, sondern auch auf 
der internationalen Ebene abspielen. Prozessführungsverbote just zu die-
sem Zeitpunkt in die Schweizer Rechtsordnung einzuführen, wäre deshalb 
ein Anachronismus.

D.	 Wider-Prozessführungsverbote

51. Schweizer Gerichte dürfen einer Partei nicht verbieten, eine Klage vor 
einem ausländischen Gericht einzuleiten oder fortzuführen.107 Davon zu 
unterscheiden ist die Frage, wie sich ein Schweizer Gericht verhalten soll, 
wenn ein ausländisches Gericht einer Partei verbietet, eine Klage fortzu-
führen, welche diese Partei bereits vor dem Schweizer Gericht anhängig ge-
macht hat. Es ist mit anderen Worten zu prüfen, ob ein Schweizer Gericht in 
einer solchen Situation ein Wider-Prozessführungsverbot aussprechen darf. 
Wenn es dies tut, kann die Wirkung beträchtlich sein: Wenn beiden Par-
teien keine andere Wahl bleibt, als sich dem jeweiligen Prozessführungsver-
bot zu unterziehen, wird ihnen der Zugang zu dem von ihnen angerufenen 
Gericht abgeschnitten;108 es werden dann nicht nur keine sich widerspre-
chenden, sondern gar keine Urteile gesprochen.

52. Es wäre deshalb wenig hilfreich, wenn Schweizer Gerichte nach dem 
Grundsatz des «wie Du mir, so ich Dir» vorgingen.109 Zudem ist dies nicht 
erforderlich, um die Kohärenz der inländischen Rechtsordnung sicherzu-
stellen: Für den Fall der Klageidentität folgt dies daraus, dass die Anerken-
nung des ausländischen Urteils gestützt auf Art. 27 Abs. 2 lit. c IPRG ver-
weigert wird, wenn die inländische Klage prioritär110 rechtshängig war.111 
Für konnexe Klagen ist demgegenüber der Grundsatz entscheidend, dass 
die Existenz von sich widersprechenden Urteilen innerhalb der Schweizer 
Rechtsordnung den ordre public verletzt.112 Ein solcher Widerspruch fällt 
von vornherein ausser Betracht, wenn der ausländische Entscheid nicht an-
erkennbar ist. Andernfalls ist – mangels Regelung im IPRG – entscheidend, 
welcher Entscheid als erster für die Schweizer Rechtsordnung Geltung er-
langt. Zu prüfen ist deshalb, ob der inländische Entscheid gesprochen wird, 
bevor der ausländische Entscheid anerkannt113 wird; dass der Erlass des 
inländischen Urteils durch ein Prozessführungsverbot verhindert werden 
kann, ist dabei dadurch auszugleichen, dass darauf abzustellen ist, wann 
der inländische Entscheid ergangen wäre, wenn kein Prozessführungsver-
bot ausgesprochen worden wäre. Je nach Ergebnis dieser Schätzung ist der 
ausländische oder der inländische Entscheid der Massstab dafür, was in der 
Schweizer Rechtsordnung gilt.
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53. Zudem sprechen auch die rechtspolitischen Überlegungen, welche be-
reits in N 49 dargelegt wurden, gegen den Erlass von Wider-Prozessfüh-
rungsverboten. Wenn eine Eskalation vermieden werden soll, ist es wenig 
hilfreich, sie mit zu schüren.

IV.	 Zusammenfassung und Folgerung

54. Prozessführungsverbote fördern die Prozessökonomie und verhin-
dern sich widersprechende Entscheide. Dies wird dadurch erreicht, dass 
die Rechtsprechungsfunktion des Zielgerichts mittelbar – über Zwang auf 
die Klägerin – eingeschränkt wird. Dies ist in Fällen ohne Auslandsbezug 
unbedenklich. Es muss einer Rechtsordnung freistehen zu regeln, wie sie 
Parallelverfahren ordnen will. Wenn sich das Zielgericht im Ausland befin-
det, wird die Wirkung des Prozessführungsverbotes, dass es die Rechtspre-
chungsbefugnis des ausländischen Gerichtes de facto einschränkt, jedoch 
zum Problem. Zwar rechtfertigen die amerikanischen Gerichte den Erlass 
von Prozessführungsverboten damit, dass sich die Verbote nicht an das 
Zielgericht, sondern an die Klägerin richten.114 Wenn man die tatsächlichen 
Auswirkungen von Prozessführungsverboten ernst nimmt, können sie je-
doch weder damit gerechtfertigt werden, dass das Massnahmengericht dem 
Zielgericht übergeordnet ist, noch damit, dass der Gesetzgeber das Mass-
nahmengericht zum Erlass von Prozessführungsverboten ermächtigt hat: 
Die beiden Gerichte befinden sich in unterschiedlichen Rechtsordnungen 
und stehen deshalb auf derselben Stufe; und das Zielgericht befindet sich 
im Ausland und untersteht deshalb nicht der Hoheit des inländischen Ge-
setzgebers.

55. Es bleibt deshalb zu hoffen, dass die Gerichte in den angloamerika-
nischen Rechtsordnungen das Eskalationspotential dieses Rechtsinstitu-
tes vermehrt berücksichtigen. Ansonsten besteht die Gefahr, dass andere 
Rechtsordnungen nachziehen und ihre Gerichte zum Erlass von Prozess-
führungsverboten oder Wider-Prozessführungsverboten ermächtigen; dass 
den Parteien dann der Zugang zu beiden Gerichten abgeschnitten und die 
Justizkooperation eingeschränkt werden kann, ist jedoch in niemandes In-
teresse.

56. Für die Schweizer Rechtsordnung hat es sich gezeigt, dass Schweizer Ge-
richte keine Prozessführungsverbote aussprechen dürfen. Sowohl in Fällen 
mit Auslandsbezug als auch in Fällen ohne Auslandsbezug sind sie mit den 
gesetzlichen Vorgaben unvereinbar: Der Erlass von Prozessführungsverbo-
ten widerspricht zivilprozessualen und staatsrechtlichen Grundsätzen.115
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57. De lege ferenda sollte sich der Gesetzgeber zum einen trotz der Verhän-
gung von Prozessführungsverboten in den angloamerikanischen Rechtsord-
nungen nicht dazu hinreissen lassen, dieses Rechtsinstitut in die Schweizer 
Rechtsordnung einzuführen; in einer Zeit, in welcher sich das Privat- und 
das Geschäftsleben vermehrt auf einer internationalen Ebene abspielen, 
muten Prozessführungsverbote als Anachronismus an. Zum anderen bleibt 
zu wünschen, dass Schritte unternommen werden, um die Existenz von sich 
widersprechenden Entscheiden soweit möglich auch auf internationaler 
Ebene zu verhindern – jedoch nicht durch einseitige Anordnungen, son-
dern durch den Abschluss von Staatsverträgen.

1 	 Die Parteien mögen daran interessiert sein, dass der Entscheid von ihren Hei-
matgerichten getroffen wird, weil sie mit den vor diesen geltenden Verfahrensregeln 
vertraut sind; oder sie mögen versuchen, über die Wahl des Forums ein bestimmtes, 
für sie günstiges Recht zur Anwendung zu bringen (vgl. Christian Schmidt, Anti-suit 
injunctions im Wettbewerb der Rechtssysteme, RIW 2006 492, 493).

2 	 Übereinkommen vom 16. September 1988 über die gerichtliche Zuständig-
keit und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssa-
chen («LugÜ»; SR 0.275.11).

3 	 Vgl. Art. 9 IPRG.
4 	 Art. 27 Abs. 2 lit. c des Bundesgesetzes über das internationale Privatrecht 

(«IPRG»; SR 291) stellt für den Fall der Klageidentität klar, welcher von verschie-
denen Entscheiden für die Schweizer Rechtsordnung Geltung hat.

5 	 Vgl. Ivo Schwander, Einführung in das internationale Privatrecht, Besonderer 
Teil, St. Gallen 1997, N 374.

6 	 Ein amerikanisches Gericht kann nicht nur im Falle von Parallelverfahren 
Prozessführungsverbote aussprechen, sondern auch dann, wenn (i) dies erforderlich 
ist, um für eine bestimmte Materie die Prozessführungsbefugnis von Personen ein-
zuschränken, welche in diesem Bereich mutwillig Prozesse führen (Whitaker v. San 
Francisco County, 514 U.S. 208, 210; Lau v. Meddaugh, 229 F.3d 121, 123; vgl. [FN 16] 
hiernach), wenn (ii) eine Partei eine Streitsache rechtshängig machen will, über die 
bereits rechtskräftig entschieden wurde (in re SDDS, 97 F.3d 1030; Thompson v. Ed-
ward D. Jones & Co., 992 F.2d 187) oder wenn (iii) eine Partei an der Vollstreckung 
eines Urteil gehindert werden soll, welches sie von einem anderen Gericht erhalten 
hat (Philp v. Macri, 261 F.2d 945, 946).

7 	 Vgl. für die sog. Anti-Arbitration Injunctions, welche die Durchführung eines 
Schiedsverfahrens verhindern wollen, Marco Stacher, You Don’t Want to Go There – 
Antisuit Injunctions in International Commercial Arbitration, ASA Bull. 23 (2005) 
640.

8 	 Anatol Dutta/Christian A. Heinze, Prozessführungsverbote im englischen 
und europäischen Zivilverfahrensrecht, Zeitschrift für Europäisches Privatrecht 13 
(2005) 428, 433; Trevor Hartley, Comity and the Use of Antisuit Injunctions in Inter-
national Litigation, American Journal of Comparative Law 35 (1987) 487; John Ray 
Philipps III, A Proposed Solution to the Puzzle of Antisuit Injunctions, Universtiy of 
Chicago Law Review 2002, 2007, 2007–2008.

9 	 Von ihrer Funktion her ist eine solche Androhung mit einer Androhung im 
Sinne von Art. 292 StGB vergleichbar.
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10 	 Vgl. beispielsweise NBA v. Minnesota Professional Basketball, 56 F.3d 866; 
James v. Grand Trunk Western Railroad Company, 14 Ill.2d 356.

11 	 Victor v. Ortho Organizers, 932 F.Supp. 261, 263; American Horse Protection v. 
Lyng, 690 F.Supp. 40, 45; vgl. George Bermann, The Use of Anti-Suit Injunctions in 
International Litigation, Columbia Journal of Transnational Law 28 (1990) 589, 613.

12 	 Clare Ambrose, Can Anti-Suit Injunctions survive European Community 
Law?, International & Comparative Law Quarterly, 52 (2003) 401, 401 und 408.

13 	 Vgl. Hartley (FN 8), 499.
14 	 Vgl. The Bremen v. Zapata Off-Shore, 407 U.S. 1, 8–9; Markus Lenenbach, Anti-

suit Injunctions in England, Germany and the United States: Their Treatment under 
European Civil Procedure and the Hague Convention, Loyola of Los Angeles Interna
tional and Comparative Law Journal 20 (1998) 257, 295; Harold G. Maier, Extraterrito
rial Jurisdiction at a Crossroads: An Intersection between Public and Private Interna
tional Law, American Journal of International Law 76 (1982) 280, 303–304; Michael 
David Schimek, Anti-Suit and Anti-Anti-Suit Injunctions, A Proposed Texas Approach, 
Baylor Law Review 45 (1993) 499, 503–504; Steven R. Swanson, The Vexatiousness of 
a Vexation Rule: International Comity and Antisuit Injunctions, George Washington 
University Journal of International Law and Economics 30 (1996) 1, 2 und 8–10.

15 	 Vgl. Gion Jegher, Abwehrmassnahmen gegen ausländische Prozesse, Diss. 
Basel 2002, 89 ff. und 127 ff.; Manuel Liatowitsch, Schweizer Schiedsgerichte und 
Parallelverfahren vor Staatsgerichten im In- und Ausland, Diss. Basel 2002, 146 ff.

16 	 Die Schweizer Rechtsordnung befasst sich zwar in Art. 395 Abs. 1 Ziff. 1 ZGB 
mit einer Einschränkung der Prozessführungsbefugnis. Diese erfolgt jedoch zum 
Schutz der betroffenen Person bzw. zur Unterbindung eines querulatorischen Ver-
haltens und nicht zur Verhinderung von Parallelverfahren (vgl. Ernst Langenegger, 
N 13 zu Art. 395, in: Heinrich Honsell et al., Basler Kommentar zum Schweizerischen 
Privatrecht, Zivilgesetzbuch I, 3. Auflage, Basel 2006).

17 	 Für die englische Rechtsordnung vgl. Martina Maack, Englische antisuit in-
junctions im europäischen Zivilrechtsverkehr, Diss. Heidelberg 1999, 34 ff.

18 	 Die Untersuchung wird dabei auf die Entscheide der Federal Courts be-
schränkt. Es ist für die Zwecke dieser Arbeit nicht erforderlich, auch die Entscheide 
der Gerichte der einzelnen Bundesstaaten mit einzubeziehen. 

19 	 George Bermann (FN 11), 593.
20 	 Nicht eine allfällige Rechtswidrigkeit, sondern der Verstoss gegen die Billig-

keit (die sog. Equity) löst Prozessführungsverbote aus. Aus diesem Grund wurden 
Prozessführungsverbote zunächst von den Courts of Equity (im Gegensatz zu den 
Courts of Law) erlassen. Da die amerikanischen Federal Courts mittlerweile sowohl 
Courts of Law als auch Courts of Equity sind, ist diese Unterscheidung jedoch nur 
noch von historischer Bedeutung. Zudem werden zur Beantwortung der Frage, ob 
das Verhalten der Gesuchsgegnerin unbillig und ein Prozessführungsverbot somit 
gerechtfertigt ist, standardisierte Kriterien zur Anwendung gebracht (vgl. dazu 
Fn. 11 hiernach). Equity Jurisprudence unterscheidet sich deshalb – zumindest in die-
sem Bereich – nicht von eigentlicher Common-Law Rechtsprechung (vgl. American 
Insurance v. Lucas, 38 F. Supp. 896, 921; Corpus Juris Secundum, Equity § 2).

21 	 Bermann (FN 11), 594; Hartley (FN 8), 489.
22 	 Hartley (FN 8), 489.
23 	 Bermann (FN 11), 593.
24 	 Paramedics v. GE Medical Systems, 369 F.3d 645, 652; Computer Associates In-

ternational v. Altai, 126 F.3d 365, 371.
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25 	 International Shoe v. Washington, 326 U.S. 310, 316; Laker Airways v. Sabena, 
731 F.2d 909, 931.

26 	 Paramedics v. GE Medical Systems, 369 F.3d 645, 652; Computer Associates In-
ternational v. Altai, 126 F.3d 365, 371; Kaepa v. Achilles Corporation, 76 F.3d 624, 626; 
Gau Shan v. Bankers Trust, 956 F.2d 1349, 1352; Asset Allocation and Management 
Company v. Western Employers Insurance Company, 892 F.2d 566, 569; China Trade v. 
M.V. Choong, 837 F.2d 33, 35.

27 	 Zumindest dann, wenn der Partei aufgrund der angedrohten Contempt-of-
Court Measures keine andere Wahl bleibt, als das Prozessführungsverbot zu beach-
ten.

28 	 Stonington Partners v. Lernout & Hauspie Speech Products, 310 F.3d 118,126; 
Laker Airways v. Sabena, 731 F.2d 909, 927; Compagnie des Bauxites de Guinea v. In-
surance Company of North America, 651 F.2d 877, 887 («there is no difference between 
an injunction to the parties and addressing it to the foreign court itself»); Bermann 
(FN 11), 589; Hartley (FN 8), 506; Haig Najarian, Granting Comity its Due: A Propo-
sal to Revive the Comity-based Approach to Transnational Antisuit Injunctions, St. 
John’s Law Review 68 (1994) 961, 973–974; Schimek (FN 14), 512 und 521 (eine Anti-
suit Injunction «regulat[es] the affairs of the foreign sovereign»); vgl. für das Englische 
Recht Dutta/Heinze (FN 8), 452.

29 	 Wobei es für einen Durchgriff genügen kann, dass die Interessen von formell 
verschiedenen, jedoch miteinander verbundenen Parteien identisch sind (Motorola 
Credit Corporation v. Uzan, 2003 U.S. Dist. Lexis 111 1, 6).

30 	 China Trade v. M.V. Choong, 837 F.2d 33, 36; Seattle Totems Hockey Club v. 
National Hockey League, 652 F.2d 852, 856; Edwin A. Perry, Killing one Bird with one 
Stone: How the United States Federal Courts should issue foreign Antisuit Injunc-
tions in the Information Age, University of Miami Business Law Review 8 (1999) 123, 
125.

31 	 Vgl. FN 20 hiervor.
32 	 Eine solche Beeinträchtigung der amerikanischen Gerichtsbarkeit wird ins-

besondere dann angenommen, wenn ein ausländisches Gericht ein Verfahren vor 
einem amerikanischen Gericht verbietet (Gau Shan v. Bankers Trust, 956 F.2d 1349, 
1356; China Trade v. M.V. Choong, 837 F.2d 33, 36–37; Laker Airways v. Sabena, 731 F.2d 
909, 927 and 929–930). 

33 	 Gau Shan v. Bankers Trust, 956 F.2d 1349, 1355; Sea Containers v. Stena, 890 
F.2d 1205, 1214; China Trade v. M.V. Choong, 837 F.2d 33, 36; Compagnie des Bauxites 
de Guinea v. Insurance Company of North America, 651 F.2d 877, 887. Der Restrictive 
Approach wird auch von verschiedenen Autoren vertreten, welche sich mit Prozess-
führungsverboten beschäftigen (Teresa D. Baer, Injunctions against the Prosecution 
of Litigation aboard: Towards a Transnational Approach, Stanford Law Review 37 
[1984] 155, 168; Richard V. Raushenbush, Antisuit Injunctions and International Co-
mity, Virginia Law Review, 71 [1985] 1039, 1067–1068; Najarian [FN 28], 984; Laura 
M. Salava, Balancing Comity with Antisuit Injunctions: Considerations beyond Ju-
risdiction, Journal of Legislation 20 [1994] 267, 270).

34 	 Vgl. für Einzelheiten betreffend diese beiden Ansätze, Marco Stacher, In-
ternational Antisuit Injunctions: Enjoining Foreign Litigations and Arbitrations – 
Beholding the System from Outside, http://lsr.nellco.org/cgi/viewcontent.cgi? 
article=1023&context =cornell/lps, N 18–21 und 34–47.

35 	 Ein Entscheid des amerikanischen Supreme Court zur Frage, ob der liberale 
oder der restriktive Ansatz zu verfolgen ist, steht noch aus. Die Courts of Appeals for 
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the Second, Third, Sixth und den District of Columbia Circuit wenden den restrikti-
ven Ansatz an, diejenigen für den Fifth, Seventh und den Ninth Circuit den liberalen 
Ansatz (vgl. Julian D. M. Lew, Control of Jurisdiction by Injunctions Issued by Na
tional Courts, Handout eines Vortrages an der ICCA Conference 2006, N 30–31).

36 	 Karaha Bodas Company v. Perusahaan Pertambangan Miniyak, 335 F.3d 357, 
366; Kaepa v. Achilles Corporation, 76 F.3d 624, 627; Seattle Totems Hockey Club v. 
National Hockey League, 652 F.2d 852, 856; Bethell v. Peace, 441 F.2d 495; in re Unter-
wasser Reederei, 428 F.2d 888, 895.

37 	 Paramedics v. GE Medical Systems, 369 F.3d 645, 652; China Trade v. M.V. 
Choong, 837 F.2d 33, 36; Seattle Totems Hockey Club v. National Hockey League, 652 
F.2d 852, 855; Philp v. Macri, 269 F.2d 945, 947; American Jurisprudence 2d, Injunc-
tions § 195.

38 	 Vgl. Laker Airways v. Sabena, 731 F.2d 909, 937; Maier (FN 14), 281; Swanson 
(FN 14), 4.

39 	 Canadian Filters v. Lear Siegler, 412 F.2d 577, 579.
40 	 Karaha Bodas v. Perusahaan Pertambangan Miniyak, 335 F.3d 357, 364.
41 	 Thomas v. Musical Mut. Protective Union, 24 N.E. 24, 24–25.
42 	 Ticor Title Ins. v. Cohen, 173 F.3d 63, 69; American Jurisprudence 2d, Injunc-

tions § 37.
43 	 Virginia Ry. v. System Federation No. 40, 300 U.S. 515, 550; Local 1115 v. Hialeah 

Convalescent Home, 348 F.Supp. 405, 415; Town of Haddam v. LaPointe, 42 Conn. 
App. 631, 639; American Jurisprudence 2d, Injunctions § 21.

44 	 Baer (FN 33), 168 und 178–179; Andrew S. Bell, Anti-Suit Injunctions in the 
Brussels Convention, The Law Quarterly Review 110 (1994) 204, 208; Bermann (FN 11), 
603 and 622; vgl. Asset Allocation and Management v. Western Employers Insurance 
Company, 892 F.2d 566, 573. Dies steht im Einklang mit der ganz grundsätzlichen 
Voraussetzung, dass eine Injunction als Form des Equitable Relief nur zu gewähren 
ist, wenn keine Remedy at Law existiert, welche die Interessen der Gesuchstellerin 
ausreichend berücksichtigt (Weinberger v. Romero-Barcelo, 456 U.S. 305, 312; Rondeau 
v. Mosinee Paper, 422 U.S. 49, 57); denn wenn die Gesuchstellerin gestützt auf das 
vor dem ausländischen Gericht anwendbare Zuständigkeitsrecht einen Unzuständig-
keitsentscheid bewirken kann, ist eine adäquate Remedy at Law vorhanden.

45 	 Erforderlich ist zudem, dass die Gesuchstellerin ohne das Prozessführungs-
verbot ein nicht wieder gut zu machender Nachteil ereilen würde (Miller v. French, 
530 U.S. 327, 358); weil ein Parallelverfahren die Gefahr mit sich bringt, dass Ver-
zögerungen entstehen und widersprüchliche Urteile gesprochen werden, ist diese 
Voraussetzung in der Regel erfüllt (American Horse Protection v. Lyng, 690 F. Supp. 
40, 44; International Fashion Products v. Calvin Klein, 1995 WL 92321, 1).

46 	 BBl 2006 7413 ff.
47 	 Bundesgesetz vom 24. März 2000 über den Gerichtsstand in Zivilsachen 

(«GestG»; SR 272).
48 	 Für die Eidgenössische Zivilprozessordnung vgl. Art. 62 lit. a und Art. 125 des 

Entwurfes.
49 	 Felix Dasser, N 28–29 zu Art. 35, in: Thomas Müller/Markus Wirth, Gerichts-

standsgesetz, Zürich 2001; Peter Ruggle/Kristina Tenchio-Kuzmic, N 37 zu Art. 35, in: 
Karl Spühler et al., Bundesgesetz über den Gerichtsstand in Zivilsachen (GestG), 
Basel 2001.

50 	 Für die Eidgenössische Zivilprozessordnung folgt dasselbe daraus, dass die 
Streitigkeit, nachdem sie bereits beim Erstgericht anhängig gemacht wurde, nicht 
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mehr beim Zweitgericht rechtshängig «gemacht werden kann» (Art. 62 lit. a des Ent-
wurfes). Damit ist der Beurteilung der Streitigkeit durch das Zweitgericht und somit 
dem Erlass eines Prozessführungsverbotes, mit welchem die Gesuchstellerin errei-
chen will, dass das Massnahmengericht die Streitigkeit entscheidet, die Grundlage 
entzogen.

51 	 Vgl. Ziffer 5 hiervor.
52 	 Vgl. Christoph Leuenberger, N 10 zu Art. 122, in: Bernhard Ehrenzeller et al., 

Die schweizerische Bundesverfassung, Zürich/Lachen 2002; Daniel Staehelin, N 14 
zu Art. 80, in: Adrian Staehelin et al., Kommentar zum Bundesgesetz über Schuldbe-
treibung und Konkurs, SchKG I, Basel 1998.

53 	 Meier hält Prozessführungsverbote auch angesichts des Justizgewährungsan-
spruchs für unzulässig (Isaak Meier, Internationales Zivilprozessrecht und Zwangs-
vollstreckung, 2. Auflage, Zürich 2005, 160). Dem ist zuzustimmen, wenn die Klage, 
die unterbunden werden soll, nicht auch vor dem Massnahmengericht hängig ist. 
Das Prozessführungsverbot würde dann zu einer Verzögerung in der Beurteilung 
der Streitigkeit führen, was mit dem Recht auf effektiven Gerichtszugang schwerlich 
vereinbar ist (vgl. Wolfgang Hau, Zustellung ausländischer Prozessführungsverbote: 
Zwischen Verpflichtung zur Rechtshilfe und Schutz inländischer Hoheitsrechte, 
IPRax 17 (1997) 245, 247; Andreas Kley, N 3 zu Art. 29a, in: Bernhard Ehrenzeller et 
al., Die schweizerische Bundesverfassung, Zürich/Lachen 2002). In den übrigen Kon
stellationen ist jedoch zu bedenken, dass nicht die Justizgewährung unterbunden 
wird, sondern nur die Möglichkeit, den Gerichtsstand zu wählen (vgl. Dutta/Heinze 
[FN 8], 453).

54 	 Falls sich das Zweitgericht in einem anderen Kanton befindet, lässt sich 
zudem argumentieren, dass ein Prozessführungsverbot gegen das Gebot der Bun-
destreue verstösst: Ein Verfahren in einem anderen Kanton durch ein Prozessfüh-
rungsverbot zu verhindern, lässt sich schwerlich mit dem Gebot der gegenseitigen 
Rücksichtnahme als Teilgehalt der Bundestreue vereinbaren (Art. 44 Abs. 2 BV).

55 	 Auch Art. 125 des Entwurfes der Schweizerischen Zivilprozessordnung stellt 
ein solches System zur Verfügung; dass Prozessführungsverbote angesichts dieser 
Bestimmung unzulässig sind, zeigt sich auch daran, dass eine konnexe Klage gemäss 
Art. 125 des Entwurfes nur mit Zustimmung des Erstgerichtes Einfluss auf dessen 
Rechtsprechungsfunktion hat – und auch dann nur, um die Kompetenzen des Erst-
gerichtes zu erweitern.

56 	 Dasser (FN 49), N 4 zu Art. 36; Ruggle/Tenchio-Kuzmic (FN 49), N 24 zu 
Art. 36.

57 	 Vgl. Ruggle/Tenchio-Kuzmic (FN 49), N 24 zu Art. 36.
58 	 Vgl. Ruggle/Tenchio-Kuzmic (FN 49), N 1 zu Art. 36. Für die Schweizerische 

Zivilprozessordnung folgt dasselbe daraus, dass auch Art. 125 des Entwurfes dem 
Zweitgericht die Möglichkeit einräumt, das vor ihm hängige Verfahren weiterzufüh-
ren.

59 	 Max Guldener, Schweizerisches Zivilprozessrecht, 3. Auflage, Zürich 1979, 
80.

60 	 Für identische Klagen gelangen Ruggle/Tenchio-Kuzmic (FN 49), N 65 zu 
Art. 35, mit dem Argument zu demselben Ergebnis, dass einer Klage auf Unter-
lassung der Erhebung einer zweiten, identischen Klage das erforderliche Rechts-
schutzinteresse fehle.

61 	 Wegen der umfassenden Gültigkeit dieses Prinzips gilt dies sowohl in den Fäl-
len, in welchen vor dem Massnahmengericht Klage erhoben wird, als auch in den-
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jenigen, in welchen sich das Verfahren vor dem Massnahmengericht auf die Frage 
beschränkt, ob ein drohendes Verfahren vor dem Zielgericht verboten werden soll.

62 	 Vgl. Art. 191 BV.
63 	 Vgl. Ziff. 22 hiervor.
64 	 Vgl. Art. 21–23 und 26 LugÜ.
65 	 Ein Unterschied besteht darin, dass ein ausländischer Entscheid nicht an-

erkannt werden muss, wenn dieser mit einem Entscheid unvereinbar ist, welcher 
zwischen denselben Parteien in dem Staat ergangen ist, in dem die Anerkennung be-
gehrt wird (Art. 27 Ziff. 3 LugÜ). Die Unzulässigkeit von Prozessführungsverboten 
lässt sich in einem solchen Fall nicht damit begründen, dass das ausländische Urteil 
anerkannt werden muss (vgl. Ziff. 16 bei [FN 52]).

66 	 Turner v. Grovit, C-159/02, Urteil des EuGH vom 27. April 2004; Dutta/Heinze 
(FN 8), 448.

67 	 Turner v. Grovit, C-159/02, Urteil des EuGH vom 27. April 2004, N 27.
68 	 Vgl. Dutta/Heinze (FN 8), 454.
69 	 Turner v. Grovit, C-159/02, Urteil des EuGH vom 27. April 2004, N 24–29.
70 	 Der EuGH hält lediglich fest – nachdem er die Unzulässigkeit von Prozess-

führungsverboten bereits festgestellt hat – dass ihr Erlass nicht damit gerechtfertigt 
werden könne, dass sie sich widersprechende Entscheide und eine Verfahrenshäu-
fung verhindern; dies werde bereits durch die Bestimmungen betreffend Rechts-
hängigkeit und im Zusammenhang stehende Klagen erreicht (vgl. Turner v. Grovit, 
C-159/02, Urteil des EuGH vom 27. April 2004, N 30).

71 	 Turner v. Grovit, C-159/02, Urteil des EuGH vom 27. April 2004, N 28.
72 	 Dutta/Heinze (FN 8), 458–459.
73 	 Dutta/Heinze (FN 8), 457; Thomas Rauscher, Unzulässigkeit einer anti-suit 

injunction unter Brüssel I, IPRax 24 (2004) 405, 408–409.
74 	 Art. 21–23 LugÜ.
75 	 BGE 127 III 283.
76 	 Vgl. N 4 und 10 hiervor.
77 	 Vgl. z.B. Paramedics v. GE Medical Systems, 369 F.3d 645.
78 	 Reinhold Geimer, Internationales Zivilprozessrecht, 5. Auflage, Köln 2005, 

N 400; Gion Jegher (FN 15), 167; Lenenbach (FN 14), 290–294. Die Entscheidung be-
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erkannt wird, ist eine Entscheidung der dortigen Rechtsordnung (Geimer [FN 78], 
N 396 und 401). Erst das Zustellen ins Ausland einer Unterlassungsverfügung mit 
Strafandrohung greift in fremde Hoheitsrechte ein (vgl. Gerhard Walter, Internatio-
nales Zivilprozessrecht der Schweiz, 3. Auflage, Bern 2002, 496).

79 	 Georges Abi-Saab, Some thoughts on the principle of non-intervention, in: Karel 
Wellens, International Law: Theory and Practice, Den Haag/Boston/London 1998, 234.

80 	 Knut Ipsen, Völkerrecht, 5. Auflage, München 2004, 1100.
81 	 Vgl. z.B. Bachand, welcher ein solches Verbot als direkte Einmischung in 

die Souveränität des ausländischen Staates betrachtet und zum Schluss kommt, es 
handle sich um «arguably as serious and effective an interference with the judicial 
process of the foreign state as one can think of» (Frédéric Bachand, The UNCITRAL 
Model Law’s Take on Antisuit Injunctions, in: Emmanuel Gaillard, Anti-Suit In-
junctions in International Arbitration, Huntington/Bern 2005, 87, 104–105).

82 	 Vgl. z.B. Jegher (FN 15), 214–216; Lenenbach (FN 14), 289; Peter Schlosser, in: 
Friedrich Stein/Martin Jonas, Kommentar zur Zivilprozessordnung, 22. Auflage, Tü-
bingen, N 30 zu § 1029.
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83 	 Vgl. Bachand (FN 81), 104–105.
84 	 Für das Vorliegen einer Intervention ist nicht erforderlich, dass der beabsich-

tigte Erfolg eintritt (Tobias Trautner, Die Einmischung in innere Angelegenheiten 
und die Intervention als eigenständige Verbotstatbestände im Völkerrecht, Diss. 
Dresden 1998, 64).

85 	 Vgl. Trautner (FN 84), 74–89.
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tion übereinstimmenden Urteils des International Court of Justice in Sachen Ni-
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Einwirkens durchaus mit dem dort festgehaltenen Verbot «to intervene, directly or 
indirectly, for any reason whatever, in the internal or external affairs of another State» 
begründen.
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Auslandswirkung, in: Walter Lindacher/Dieter Pfaff/Günter Roth et al., Festschrift 
für Walther J. Habscheid, Bielefeld 1989, 119, 123; Wolfgang Hau, Durchsetzung von 
Zuständigkeits- und Schiedsvereinbarungen mittels Prozessführungsverboten im 
EuGVÜ: Neuere Rechtsprechung des Court of Appeals zu obligation-based anti-
suit injunctions, IPRax 16 (1996) 44, 45 (FN 8); Hartley (FN 8), 506 (insbesondere 
FN 87); Beschluss des Oberlandesgerichts Düsseldorf vom 10. Januar 1996, IPRax 17 
(1997) 261; a.M. Jegher (FN 15), 214–216; Peter Schlosser, Anti-Suit injunctions zur 
Unterstützung von internationalen Schiedsverfahren, RIW 2006 486, 489–480. Nicht 
explizit mit dieser Frage auseinander gesetzt hat sich der Entscheid des Tribunal de 
Première Instance de la République et Canton de Genève vom 2. Mai 2005, welcher 
nicht ausführt, ob alle Prozessführungsverbote oder nur solche, welche den Prozess 
vor einem Schiedsgericht untersagen, keinen Eingriff in die Souveränität eines aus-
ländischen Staates darstellen (ASA Bull. 23 [2005] 735).

88 	 Vgl. Wolfgang Hau, Zustellung ausländischer Prozessführungsverbote: Zwi-
schen Verpflichtung zur Rechtshilfe und Schutz inländischer Hoheitsrechte, IPRax 17 
(1997) 245, 248.

89 	 Vgl. Ziffern 4–5 hiervor und 49–50 hiernach.
90 	 BGE 127 III 283.
91 	 Vgl. Frank Gerhard, L’exécution forcée transfrontière des injonctions extra-

territoriales non pécuniaires en droit privé, Diss. Neuenburg 2000, 227.
92 	 Art. 9 IPRG.
93 	 Art. 27 Abs. 2 lit. c IPRG.
94 	 In gewissen Fällen ist es sogar möglich, unter Respektierung der Vorgaben 

des IPRG zu verhindern, dass auf einer internationalen Ebene sich widersprechende 
Entscheide existieren: So kann ein ausländisches Urteil, welches nicht anerkenn-
bar ist, immerhin berücksichtigt werden, um Widersprüche mit im Ausland vollzo-
genen Vorgängen zu vermeiden (Ivo Schwander, Einführung in das Internationale 
Privatrecht, Allgemeiner Teil, 3. Auflage, St.Gallen 2000, N 686–688).

95 	 Vgl. Ziffer 52 hiernach.
96 	 Vgl. Ziffer 43 hiervor.
97 	 Vgl. Ziffer 41 hiervor.
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1979; Thomas Rauscher/Alexander Fehre, Das Ende des forum non conveniens unter 
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459.
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99 	 Zu berücksichtigen sind insbesondere folgende Faktoren: (i) der Zugang zu 
Beweismitteln; (ii) die Kosten des Verfahrens für die Parteien; (iii) das Bedürfnis, 
eine Überbelastung des angerufenen Gerichtes sowie eine Belastung der Bürger mit 
der Pflicht, in einer Jury zu sitzen, zu vermeiden, wenn der Sachverhalt nur einen 
geringen Bezug zum Forum hat; (iv) das Bedürfnis, lokale Angelegenheiten im ent-
sprechenden Forum zu behandeln; (v) die Möglichkeit, alle involvierten Personen 
als Parteien in den Prozess mit einzubeziehen (Piper Aircraft v. Reyno, 454 U.S. 235, 
236–237; Gulf Oil v. Gilbert, 330 U.S. 501, 508–509; Cargi v. Hartford Accident and 
Indemnity Company, 531 F.Supp. 710, 713).

100 	 Um die forum-non-conveniens Doktrin einzuführen, müsste dem ange-
rufenen Gericht insbesondere ein Ermessen bei der Prüfung seiner Zuständigkeit 
eingeräumt werden.

101 	Wäre die lis-pendens Doktrin anwendbar, so würde sich zumindest in ge-
wissen Situationen der Erlass von Prozessführungsverboten erübrigen (Bermann 
[FN 11], 610 und 613). 

102 	Vgl. für das deutsche Recht Lenenbach (FN 14), 275–276.
103 	Vgl. Ziffern 4–5 hiervor und 49–50 hiernach.
104 	Maier (FN 14), 303–304; Schimek FN 14, 503–504; Swanson (FN 14), 2 und 

8–10.
105 	The Bremen v. Zapata Off-Shore, 407 U.S. 1, 9.
106 	Hau (FN 53), 248; Lenenbach (FN 14), 295.
107 	Vgl. Ziffern 23–41 hiervor.
108 	Gau Shan v. Bankers Trust, 956 F.2d 1349, 1354–1355; Laker Airways v. Sabena, 

731 F.2d 909, 927; Lenenbach (FN 14), 265; Najarian (FN 28), 974; Swanson (FN 14), 
32.

109 	Vgl. FN 32 hiervor für das amerikanische Recht.
110 	Falls das Parallelverfahren prioritär im Ausland hängig gemacht wurde, wäre 

das Schweizer Verfahren gestützt auf Art. 9 IPRG zu sistieren, bzw. das ausländische 
Urteil anzuerkennen. Es besteht in einem solchen Fall trotz des Prozessführungsver-
botes kein Grund, das ausländische Urteil nicht anzuerkennen.

111 	 Im Anwendungsbereich des Lugano Übereinkommens ist zu hoffen, dass 
Prozessführungsverbote als Folge von Turner in Zukunft unterbleiben (vgl. Ziffern 
26–30 hiervor). Andernfalls lässt sich die Nichtanerkennung des entsprechenden 
ausländischen Entscheides im Falle der Klageidentität oder -konnexität mit Art. 27 
Nr. 3 LugÜ begründen, falls die inländische Klage prioritär rechtshängig war: Beim 
Erlass des Lugano Übereinkommens wurde das Rechtsinstitut des Prozessführungs-
verbotes nicht bedacht und der EuGH hat es mittlerweile für unzulässig befun-
den. Dies spricht dafür, dass Art. 27 Nr. 3 LugÜ, welcher sich mit den Folgen eines 
früheren inländischen Urteils auf die Anerkennung eines ausländischen Entscheides 
befasst, analogieweise auf Fälle angewendet werden kann, in welchen die Klage im 
Inland prioritär rechtshängig war, auch wenn die ausländische Klage – als Folge des 
Prozessführungsverbotes – als erste und einzige entschieden wurde.

112 	BGE 127 III 283.
113 	Immerhin kann ein ausländischer Entscheid, welcher zwar vor dem Schwei-

zer Entscheid ergangen ist, hier aber noch nicht anerkannt wurde bzw. anerkannt 
werden kann, zur Vermeidung von Wertungswidersprüchen berücksichtigt werden 
(vgl. Schwander [FN 94], N 686–688).

114 	Dass es den amerikanischen Gerichten leicht fällt, die Einschränkung der 
ausländischen Rechtspflege auf diese Weise herunterzuspielen, verwundert nicht: 
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Weil Prozessführungsverbote nur von wenigen Rechtsordnungen erlassen werden, 
müssen sie kaum befürchten, dass einer Partei der Zugang zu ihnen selbst abge-
schnitten wird (vgl. auch FN 32 hiervor).

115 	Liatowitsch (FN 15), 151.




